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EineUntersuchung jagt die andere
Verkehr DieGeschäftsprüfungskommission und die eidgenössische Finanzkontrolle

fordern Antworten der Post, wie es zumMissbrauch der Subventionen kommen konnte.

Was hat die Führungsspitze der
Post überdieBuchhaltungstricks
bei der Postauto AG gewusst?
Waren Boni und Gewinnvor
gaben mitverantwortlich dafür,
dass die Verantwortlichen des
Busunternehmens widerrecht
lichSubventionenabgezweigtha
ben?Und:Wiesodauerte es zehn
Jahre, bis die illegalen Machen
schaften aufflogen?

EinTagnachdemderSubven
tionsskandal bei der Post publik
wurde, stehen viele Fragen im
Raum – und die Politik will diese
geklärt wissen. Die Geschäfts
prüfungskommissiondesStände
rats will dasGebaren der Post an
dernächstenSitzungvom23. Fe
bruar besprechen. Auch die zu
ständige Subkommission wird
die Schummeleien thematisie
ren. «Es braucht Aufklärung»,
sagt SP-StänderatClaudeHêche
(JU), derdieSubkommissionprä
sidiert. «Esmussgeklärtwerden,
wer innerhalb der Post von den

Bilanztrickswusste.»Hêche sagt,
dieKommissionbehalte sichvor,
eine eigene Untersuchung zu er
öffnen,wolle sich abermit ande
renStellenabsprechen, bevor sie
selbst tätig werde.

Aufsichtsbehördegerät
ebenfalls inKritik

Wiegesternbekanntwurde,wird
neben der Post und des Bundes
amts fürVerkehr auchdieEidge
nössische Finanzkontrolle eine
vertiefte Prüfung der Postauto
AG vornehmen. Geprüft werde
die Führungsstruktur sowie die
Beziehungen innerhalbderGrup
pe, sagtederDirektorderFinanz
kontrolle Michel Huissoud zu
einemBericht vonSchweizerRa
dio SRF. In diesem Rahmen
könnten auch Gewinnvorgaben
und Bonussysteme untersucht
werden, kündigte er an. Dabei
könnte auch die Konzernleitung
derPost insVisierderFinanzkon
trolleure geraten. «Wir starten

bei der PostautoGruppe, viel
leicht gehen wir auch nach
oben», sagteHuissoud dazu.

Währenddie Post die Fragen
erst spätabends und unverbind
lich beantwortete, wird zuneh
mend auch das Bundesamt für
Verkehr hinterfragt, das den
Skandal aufgedeckt hat. «Ich
wunderemich, dass es zehn Jah
re dauern musste, bis das Bun
desamt alsAufsichtsbehörde auf
dieMissständeaufmerksamwur
de», sagt CVP-Nationalrat Tho
mas Ammann (SG). In einem
Vorstoss, dener inderFrühlings
session einreichen will, wirft er
unter anderem die Frage auf, ob
dieKontrollennicht vertieftwer
den müssten und eine Aufsto
ckung des Personals angezeigt
wäre.AucheinzelneKantonehat
ten in der Vergangenheit mo
niert,dassdasBundesamtnurzö
gerlich gegen die Post vorgehe.

Roger Braun

Wasseralarm
mit Problemen

Bevölkerungsschutz Im ganzen
Land haben gestern während
einer Minute rund 5000 statio
näre Sirenen geheult. Laut Kurt
Münger, Sprecher des Bundes
amts fürBevölkerung (Babs), hat
der allgemeine Alarm «gut»
funktioniert. Die Fehlerquote
habe zwei Prozent betragen. Bei
derAuslösungdesWasseralarms
sindallerdings inmehrerenKan
tonenProblemeaufgetreten.Die
se sollen laut dem Babs so bald
wie möglich behoben werden.
Die rund 2200 mobilen Sirenen
sinddagegennur teilweise getes
tet worden.

Ergänzend zum Alarmie
rungssystemvia SirenenundRa
dio wird die Bevölkerung auch
über Alertswiss informiert. Im
Herbst 2018 soll eigens dafür
eine App lanciert werden. Denn
insbesondere die rund eine Mil
lion Menschen mit einer Hörbe
hinderung im Land werden mit
demtraditionellenSirenenalarm
nur ungenügend erreicht. 2017
hattenGehörlosenverbändenoch
in vier Städten wegen Diskrimi
nierung demonstriert. (sda)

«Ichwunderemich,
dasses zehn Jahre
dauernmusste, bis
dasBundesamtauf
dieMissstände
aufmerksamwurde.»

ThomasAmmann
Nationalrat (CVP/SG)

Der langeWeg insParlament
Migranten JederDritte imLand hatWurzeln imAusland, doch in der Politik spielt dieser

Teil der Bevölkerung eine untergeordnete Rolle. Eine Petition soll nun eineDebatte lancieren.

DominicWirth

Die Schweiz, ein Land der Ein
wanderer:Mit jedemJahrgilt die
ser Satzmehr.Derzeit haben laut
Zahlen des Bundesamts für Sta
tistik rund37Prozent der ständi
gen Wohnbevölkerung über 15
Jahren einen Migrationshinter
grund. Das sind 2,6 Millionen
Menschen; eine knappe Million
von ihnen besitzt den Schweizer
Pass.

Die Schweiz, ein Land der
Einwanderer:Das sagendieZah
len der Statistiker. In der Politik
aber, indenParlamentssälenund
den Regierungszimmern des
Landes, ist davon noch wenig zu
spüren. Das gilt für die lokale
Ebenewiediekantonale.Undna
türlich auch fürdienationale, für
dasBundeshaus inBern –obwohl
die Schweiz seit letztem Jahrmit
Ignazio Cassis ihren ersten ein
gebürgerten Bundesrat hat.

JederZwanzigste
imBundeshaus

Das Parlament führt kein Buch
darüber,wie viele seinerMitglie
der einenMigrationshintergrund
haben. Einen Anhaltspunkt lie
fert aber eine Auswertung von
NenadStojanovic, Politikwissen
schafter an der Universität Lu
zern. Der Tessiner mit bosni
schen Wurzeln, der einst selbst
fürdie SP imLuganeserGemein
de und später im Tessiner Kan
tonsparlament sass, hatnachden
jüngsten nationalen Wahlen im
Jahr2015dieFamiliennamender
gewählten Politiker unter die
Lupe genommen. Sämtliche Na
men, die vor 1940 in einer
SchweizerGemeindedasBürger
recht besassen, hat er dabei als
Schweizer Politiker gewertet.
Parlamentsmitglieder, deren
Nachnamen erst später auftau
chen, gelten als solche mit Mig
rationshintergrund. Mit dieser
Methode errechnete Stojanovic
einen MigrantenAnteil von
5,5 Prozent im National sowie
6,5 Prozent im Ständerat.

Das sindZahlen, dieRupanSiva
ganesan nicht gefallen. Der
36-Jährige ist einst aus Sri Lanka
eingewandert. Als er 2006 ein
gebürgert wurde, dauerte es nur
drei Monate, bis er in den Zuger
Kantonsrat gewählt wurde. Das
Fernsehen betitelte dies damals
als «Politmärchen», doch so
schön diese Geschichte auch ist:
Sie ist eine Ausnahme. «Es geht
nicht, dass SchweizermitMigra
tionshintergrund in der Politik
völlig untervertreten sind», sagt
SP-Kantonsrat Sivaganesan.

Der Zuger ist auch Gesamt
koordinator von«GewählteStim
me», einerOrganisation, dieden
Migranten eine stärkere politi
sche Stimme geben will. In die
sen Tagen hat sie eine Petition
lanciert, die es sich zum Ziel ge
setzt hat, mehr zugewanderte
Schweizer in die Politik zu brin
gen.«MenschenmitMigrations
hintergrund machen in der
Schweiz rund einen Drittel der
Bevölkerung aus. Es ist dringend
nötig, dass dieser grosse und
wichtige Teil der Bevölkerung
besser repräsentiert wird», sagt
Sivaganesan, der findet, dass die
heutigeZusammensetzungetwa
des Nationalrats kein bisschen
zeitgemäss mehr sei. «Die Bau
ern zum Beispiel sind doch im
Verhältnis zur Gesamtbevölke
rung in der Schweizer Politik
übervertreten, Migranten da
gegen untervertreten», sagt er.

«Gewählte Stimme» nimmt
die Parteien in die Pflicht.
Migranten sollen nicht nur als
potenzielle Wähler umworben,
sondernauchalsPolitiker gezielt
gefördertwerden, etwamit guten
Listenplätzen. Politikwissen
schafter Stojanovic sagt, dassdie
Parteienesdurchaus inderHand
hätten, Kandidaten mit Migra
tionshintergrund in den Vorder
grund zu rücken. Als Beispiel
nennt der Forscher den italie
nischstämmigen SP-Politiker
Angelo Barrile. Der Zürcher
schaffte 2015 auch dank seines
guten Listenplatzes den Einzug

indenNationalrat.DieSP ist jene
Partei, die sich am stärksten da
für einsetzt, Migranten zu för
dern. Sie widmet ihnen auch als
einzige Schweizer Partei auf na
tionaler Ebene eine offizielle
Untergruppe.

AuchdieMigranten
sind inderPflicht

DasEngagementderParteien ist
das eine; das andere ist das der
Migranten. Ist ihre schwacheVer
tretung in der Schweizer Politik
auch Ausdruck eines kleinen In
teresses anderPolitik inderneu
enHeimat?NenadStojanovichat
dazu zwar nicht geforscht, aber
persönliche Erfahrungen ge
macht. Für ihn liegt es auch an
den Migranten selbst, dass es
trotz der vielen Einwanderer aus
den Balkanländern in den letz
ten 25 Jahren noch niemand ins
Bundeshausgeschaffthat. «Mei
nerErfahrungnach interessieren
sich Migranten aus ExJugosla
wien weniger für Politik und en
gagieren sich demzufolge auch
seltener. Ich glaube, dass dasmit
ihren Kriegserfahrungen zu tun
hat und dem schlechten Ein
druck, den sie aus ihrer Heimat
von Politikern haben», sagt Sto
janovic, der in Sarajevo geboren
wurde.

Auch Rupan Sivaganesan
nimmt nicht nur die Parteien in
die Pflicht, sondern auch dieMi
granten. «Es istwichtig, dasswir
auch zeigen, dass wir uns enga
gieren und aktiv beteiligen wol
len», sagt er.Gleichzeitigwendet
sichder 36-Jährigemit seinerPe
tition aber an die Wähler. «Sie
sollten den Migranten vermehrt
ihreStimmegeben», sagt Sivaga
nesan.Dass es bisher andersher
um läuft, hatForscher Stojanovic
kürzlichnachgewiesen.EineAus
wertung der Parlamentswahlen
in sechs ZürcherGemeinden hat
etwa ergeben, dass Kandidaten
mit ausländischen Namen öfter
gestrichen und seltener kumu
liert wurden als ihre Konkurren
tenmit SchweizerNamen.Rupan Sivaganesan politisiert seit 2006 im Zuger Kantonsrat. Bild: Stefan Kaiser (Zug, 18. Dezember 2014)

Mit Netzpistole
gegenDrohnen

Weltneuheit Kleine, bewaffnete
Drohnen gelten seit einigen Jah
ren als neue Bedrohung an Ver
anstaltungen.AmWEF inDavos
kam im Januar erstmals ein neu
es System zur Anwendung. Die
gestern vorgestellteNeuentwick
lung ausChur holtDrohnenmit
tels eines Netzes vom Himmel.
Das sogenannte DrohnenAb
wehrsystem sieht aus wie eine
Pistole mit extradickem Schall
dämpfer und passt in einen
Handkoffer. Es verschiesst ein
zwei mal zwei Meter grosses
Netz aus reissfesten Kunststoff
fasern, das sich kurz nach dem
Abschuss im Flug aufspannt. Es
wickelt sich in die Rotoren der
sogenannten Multikopter und
bringt sie sofort zum Absturz.
Die Reichweite beträgt 30 bis
50Meter.

Ein Koffer mit Schussgerät
und fünf NetzLadungen kostet
je nach Vertriebsland 4000 bis
5000 Euro. In der Schweiz gilt
das Gerät als Waffe. Zu deren
Kauf ist einWaffenerwerbsschein
nötig, fürdenEinsatz einWaffen
schein. (sda)


